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Wie dumir, so ich dir. Das gilt seit
knapp einem Jahr im Handels-
krieg zwischen den USA, China
und der EU: Donald Trump
schützt mit hohen Zöllen ameri-
kanische Hersteller von Wasch-
maschinen und Solarmodulen so-
wie die Stahl- und Aluminium-
industrie. China unddie EU schla-
gen zurück und erheben ebenfalls
Schutzzölle – mit Vorliebe auf
typisch amerikanischen Produk-
ten wie Erdnussbutter, Motor-
räder,Whiskey oder Jeans.
Und die Schweiz? Als mittel-

grosse Wirtschaftsmacht, die
stark auf internationalen Handel
ausgerichtet ist, steht sie mit im
Ring und versucht, denRundum-
schlägen der kämpfenden Gigan-
tenmöglichst auszuweichen. Das
ist ihr recht gut gelungen – bloss
Schweizer Firmen imStahlsektor,
wo die Exporte in die EU leiden,
wurden bisher getroffen.
In Bern beobachtet man das

Treiben der grossenWirtschafts-
mächte aber mit zunehmender
Sorge. Das zeigt der Bericht zur
Aussenwirtschaftspolitik, den der
Bundesrat diese Woche verab-
schiedet hat. Das zuständige
Staatssekretariat für Wirtschaft
(Seco)widmet demHandelsstreit
das Schwerpunktkapitel. Und es
kommtdarin zu einembeunruhi-
genden Schluss: Die Eskalation
von Massnahmen und Gegen-
massnahmen zwischen den gros-
sen Handelsmächten beeinträch-
tige den internationalen Handel
und sie würden «das Risiko einer
schweren Handels- und damit
Weltwirtschaftskrise» bergen.
Es droht ein Einschnitt von his-

torischer Bedeutung: «Die konti-
nuierliche Liberalisierung des
internationalen Handels und des
damit verbundenen Aufbaus
eines multilateralen Handels-
rechts könnte zumerstenMal seit
dem Abschluss des Allgemeinen
Zoll- und Handelsabkommens
Gatt 1947 eine Zäsur erfahren»,
heisst es im Bericht. Mit andern
Worten: Statt Handelshindernisse
abzubauen, werden erstmals seit
langem Hürden aufgebaut. Und
internationale Regeln, an die sich
grosse und kleine Wirtschafts-
mächte gleichermassen halten
müssen, verlieren an Bedeutung.

Japan rückt in den Fokus
Das sind schlechte Nachrichten
für die Schweiz. Sie ist viel stärker
vom internationalen Handel ab-
hängig als grössere Volkswirt-
schaften. Und sie ist zu klein, als
dass sie mit Gegenmassnahmen
selber Druck auf andere Länder
ausüben könnte. Was ist also zu
tun? «Sichmöglichst nicht in den
Streit hineinziehen lassen», sagt
Markus Schlagenhof, Leiter des
BereichsWelthandel im Seco. Die
Schweiz verzichtet darauf, mit

BernwappnetsichgegenHandelskrieg

Zöllen in den Streit einzugreifen.
Zu klein wäre die Wirkung gegen
aussen, hingegen könnten viele
Firmen im Inland darunter lei-
den, die in internationale Produk-
tionsketten integriert sind. Viel-
mehr schliesse sich der Bundmit
gleichgesinnten Ländern zusam-
men, um den Regeln der Welt-
handelsorganisation WTO mehr
Nachachtung zu verschaffen, sagt
Schlagenhof. So kanndie Schweiz
ihre Rechte bei der WTO-Streit-
schlichtungsbehörde einklagen,
was sie im Fall der US-Zölle auf
Stahl und Aluminium getan hat.
Das Verfahren ist hängig.
«Zudem müssen wir die be-

stehendenBeziehungen vertiefen
und sichern», sagt Schlagenhof.
Dazu gehören vorab der Erhalt
und die Sicherung des bilateralen
Wegesmit der EU, «insbesondere

durch den Abschluss eines insti-
tutionellen Abkommens», wie es
im Bericht heisst.
Hinzu kommen neue und er-

neuerte Freihandelsabkommen.
Mit acht Staaten oder Länder-
gruppen führt der Bund derzeit
Verhandlungen über Freihandel.
Gernewürde er dies auchmit den
USA tun, wo vorbereitende Ge-
spräche laufen. Die Hoffnung,
dass mit Donald Trump am
WEF in Davos diese Woche der
Startschuss für Verhandlungen
erfolgen könnte, hat sich nach der
Absage des Besuchs desUS-Präsi-
denten jedoch zerschlagen. Dafür
rückt nun ein anderer prominen-
ter Gast inDavos in den Fokus der
Schweizer Interessen: Shinzo
Abe, der Ministerpräsident
Japans. Sein Land hat mit der EU
ein Freihandelsabkommen aus-

gehandelt, das im Februar in
Kraft tritt. Es gewährt EU-Expor-
teuren in manchen Bereichen
deutlich bessere Bedingungen,
als sie im schweizerisch-japa-
nischen Freihandelsabkommen
von 2009 verankert sind.
«Der Schweizer Vorteil in Japan

ist Geschichte», hält die Handels-
kammer Schweiz - Japan deshalb
in einer Stellungnahme fest, man
sei «vom Vorreiter zum Schluss-
licht» geworden. Sie fordert des-
halb, die Chance zu nutzen und in
Davos mit Abe Verhandlungen
einzufädeln. Der Bundesrat solle
sich bemühen, «konkrete Zusa-
gen für einen zur EUmindestens
gleichwertigen Marktzugang für
Schweizer Firmen in Japan zu er-
halten», sagt CVP-Nationalrätin
Elisabeth Schneider-Schneiter,
die sowohl die Aussenpolitische

DerBundwarntwegendesStreits derUSAmitChinaundderEUvor einerdrohendenWirtschaftskrise
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Beim Export nach Japan gegenüber der EU imNachteil: Käsermeister dreht Laib eines Greyerzerkäses. (Morges im Waadtland, 17. Juni 2014)

BundespräsidentMaurer
erwartet vondenUSA, von
China undder EUeine Lösung
im schädlichenHandelsstreit.

Der Bundesrat warnt in seinem
Bericht zur Aussenwirtschafts-
politik, der Handelsstreit der
grossenWirtschaftsmächte
berge das Risiko einer schweren
Handels- undWeltwirtschafts-
krise.Wie ernst ist die Lage aus
Ihrer Sicht?

Ueli Maurer: Der Aussen
handelsbericht zeichnet ein
mehrheitlich erfreuliches Bild der
Entwicklung der Schweizer
Aussenwirtschaft, das sollten Sie
nicht übersehen. Aber es ist schon
so, dass die jetzige Handels
situation das Wachstum hemmt.
Wir beobachten seit geraumer
Zeit eine Stagnation des
Wachstums.

Welche Staaten undwelche
Politiker stehenmassgeblich in
der Verantwortung?

Die Grossen sind in der Pflicht,
sprich China, die USA und die EU.
Ich bin zuversichtlich: Alle wollen
letztlich Geld verdienen und eine
florierende Wirtschaft. Niemand
hat ein Interesse daran, die Situa
tion eskalieren zu lassen.

Wo sehen Sie die grössten Risi-
ken für die Schweiz?

Dass unsere Exportwirtschaft
leidet. Wir haben allerdings den
Vorteil, dass unsere Wirtschaft
diversifiziert ist. Das macht uns
weniger anfällig als andere Länder.
Interview: Andrea Kučera

Nachgefragt

«DieGrossen sind
inderPflicht»

Volk undParlament sollen
frühzeitigmitreden,wennder
BundEU-Recht übernimmt.
Das ist eine der Bedingungen
der CVP zumRahmenvertrag.
StefanBühler

Die CVP tritt mit einem neuen
Vorschlag der Kritik entgegen,
dass das EU-Rahmenabkommen
die Volksrechte der Schweiz be-
drohe. Die CVP-Bundeshausfrak-
tion verlangt, dass die aussen-
politischen Kommissionen von
National- und Ständerat dereinst
über alle bevorstehenden Geset-
zesänderungen der EU informiert
werden, die auch die Schweiz be-

EU-Rahmenvertrag:CVP lanciertneue Idee
treffen. Denn bei diesen Refor-
men dürfen Vertreter des Bundes
mitreden. Es geht umalle Bestim-
mungen im Bereich jener bilate-
ralen Verträge, die dem Rahmen-
vertrag unterstehen.
Bevor die Schweizer Unter-

händlermit denVertretern der EU
im gemischten Ausschuss aus-
handeln, wie eine neue Bestim-
mung in der Schweiz konkret um-
gesetzt wird, soll der Bundesrat
darüber hinaus einen Bundes-
beschluss vorlegen, über den das
Parlament und im Falle eines
Referendums auch das Volk ab-
stimmen könnten. Dieses Proze-
dere würde nur in seltenen Fäl-
len, bei sehr wichtigen Entschei-

den angewendet, sagt Fraktions-
chef Filippo Lombardi. «Kommt
es aber zur Anwendung, hat die
Schweiz früher eine gefestigte
Position. Unddas Volk kannnicht
erst ganz amSchluss Ja oderNein
sagen, wenn es um alles oder
nichts geht.» Das Prozedere
möchte die CVP-Fraktion, die am
Samstag in Locarno tagte, in
einem «Genehmigungs- undUm-
setzungsgesetz» verankern.
Die zweite Forderung betrifft

die Unionsbürgerrichtlinie, wel-
che die politischen und sozialen
Rechte von EU-Bürgern regelt:
Die Übernahme dieser Richtlinie
soll ausdrücklich vom Anwen-
dungsbereich des Rahmenver-

trags ausgeschlossenwerden. Da-
mit stellt sich die CVP gegen das
Verhandlungsergebnis: Weil sich
Bern und Brüssel nicht einigen
konnten, wird die Unionsbürger-
richtlinie im vorliegenden Ver-
tragstext nicht erwähnt.
Weiter sieht die CVP-Fraktion

Klärungsbedarf bei der Rolle des
Europäischen Gerichtshofs, den
flankierendenMassnahmen und
dem Handlungsspielraum der
Kantone im Bereich der staat-
lichen Beihilfen. Und schliesslich
fordert sie, dass der Bundesrat in
den nächstenWochenundMona-
ten der Öffentlichkeit darlegt,
«was die wirtschaftlichen Folgen
eines Neins sind».

Kommission als auch die parla-
mentarische Gruppe Schweiz -
Japan präsidiert.

Reformdruck auf Bauern
Zugleichmacht sie auf eine ande-
re Option aufmerksam, sich nicht
nur in Asien, sondern rund um
den Pazifik in eine bessere Posi-
tion zu bringen: den Beitritt zur
transpazifischen Partnerschaft.
Dieser gehören neben Japan elf
Länder an, unter ihnen Vietnam,
Australien, Mexiko, Neuseeland
undKanada. Zudemhat Grossbri-
tannien angekündigt, nach dem
Brexit den Beitritt zu dem Han-
delsbündnis zu prüfen.
Beim Bund ist das Thema auf

dem Radar: «Auch seitens der
Schweiz wird die Opportunität
eines Beitritts vor dem Hinter-
grundder aktuellenHandelskrise

sorgfältig geprüft», heisst es im
Aussenwirtschaftsbericht.
Das Problem bei der transpazi-

fischen Partnerschaft ist aller-
dings: Der Eintrittspreis imAgrar-
bereich ist sehr hoch. Die Schweiz
müsste sich voraussichtlich für
den Import von Landwirtschafts-
produkten weitgehend öffnen.
Das gilt auch bei gewissen ande-
ren Freihandelsprojekten. ImBe-
richt des Seco heisst es dazu: «Um
die aussenwirtschaftspolitische
Handlungsfähigkeit zu erhöhen,
sind in der Schweiz auch Refor-
men imAgrarsektorweiterzufüh-
ren.» Reformen, die etwa die EU
bereits hinter sich hat.
Gut möglich, dass ein Streit,

der mit Zöllen auf Waschmaschi-
nen in den USA begonnen hat,
zuletzt das Leben der Schweizer
Bauern verändernwird.
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